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Der Begriff „Region“ wird inhaltlich unterschiedlich verwendet und 
je nach politischem Standpunkt funktional anders eingesetzt. Selbst 
die Europäische Union hat sich trotz des auf der Grundlage des Euro- 
päischen Vertrags 1993 eingerichteten „Ausschusses der Regionen“ 

nicht auf einen eindeutigen Begriff geeinigt; auch nicht auf einen Be- 
griff, der die allgemeinen Rahmenbedingungen für die Definierung 
einer Region festserzt. Die regionale Förderungspolitik der EU erfolgt 
im wesentlichen auf der Grundlage der Systematik der Gebiers- 
einheiten für die Statistik (NUTS). 

Dieses begriffliche Defizit hängt vor allem damit zusammen, daß die 
„Regionen“ der einzelnen Mitgliedsländer der EU je nach politischem 
System unterschiedliche Rechtsstellungen innehaben und von außen 
auch unterschiedlich wahrgenommen werden. Regionen regionalisierter 
Staaten weisen andere Charakteristiken auf als jene unitaristischer, fö- 

deralisierter oder lediglich administrativ dezentralisierter Staaten. 
Ausgehend von der Vielschichtigkeit des Begriffs, die einen brei- 

ten Interpretationsrahmen und Ermessensspielraum eröffnet, vertritt 

Sylvia Pintarits die Auffassung, daß „Region“ nur im sozialen, kultu- 

rellen, wirtschaftlichen, politischen oder wissenschaftlichen Kontext 

definierbar ist. Dabei spricht sie von zwei Referenzrahmen bzw. 
objektivierbaren Bezugsgrößen, die sich in ökonomischen, institu- 
tionellen und kulturellen Merkmalen ausdrücken oder sich im Ver- 
gleich zu anderen Regionen artikulieren, die zwar formal gleich, aber 
inhaltlich verschieden sind. Welche Merkmale letztendlich herange- 

zogen werden und welche Bedeutung diesen Merkmalen zugewiesen 
wird, hängt von der Tätigkeit konkreter sozialer Akteure ab. Eine Re- 
gion, so Pintarits, ist nicht etwas Naturhaftes, sondern wird von so- 
zialen Akteuren konstruiert. 

Diese These kann anhand der Geschichte des Begriffs „Europare- 
gion Tirol” exemplarisch nachvollzogen werden. Es handelt sich da- 
bei um einen Begriff, den die politischen Akteure in den letzten 30 

Jahren des europäischen Integrationsprozesses immer wieder den 
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veränderten politischen Zielsetzungen angepaßt haben und der sich 
heute noch in einem Transformationsprozeß befindet, ohne daß sich 

definitiv abzeichnet, wohin die begrifflich-inhaltliche Reise führen 
wird. Verschiedene politische Akteure schreiben dem Begriff „Euro- 

paregion Tirol“ nach wie vor unterschiedliche Inhalte, geopolitische 
Einbindungen und Funktionen zu. 

Wenn wir den Bogen von der Genesis des Begriffs bis heute span- 
nen, so hat sich der inhaltliche Transformationsprozeß in drei Etap- 
pen vollzogen, die sich unter folgende politische Projekte subsumie- 
ren lassen: 

l. Alter Regionalismus und ethnischer Förderalismus 
2. Neuer Regionalismus und das Europa der Regionen 
3. Transnationale Kooperation zwischen Institutionalisten und Prag- 

matikern 

1. Alter Regionalismus und ethnischer Föderalismus 

In den siebziger Jahren kam es in Europa zu einem ethnischen Revi- 

val. Ethnische regionale Bewegungen, die unter den Begriff des poli- 
tischen Regionalismus fallen, gingen von einem Bewußtsein ihrer 
subnationalen Besonderheit aus: Schotten, Nordiren, Flamen und 
Wallonen, Okzitanen, Katalanen, Basken, Korsen, Südtiroler, Elsäs- 
ser und andere pochten auf ihre regionale Identität, auf ihre Sonder- 
qualitäten, auf territoriale und politische Autonomie. 

Diese politisch-kulturellen Ansprüche richteten sich gegen das 
staatliche Zentrum und artikulierten sich folglich als innerstaatliche 

Konflikte. Nach Dirk Gerdes gingen die Regionalisten von der Exi- 
stenz homogener Räume innerhalb von Nationalstaaten aus, wobei 
diese Homogenität mit historisch-kulturellen, politischen und/oder 
wirtschaftlichen Charakteristiken ausgestattet wurde. 

Die Ausgrenzung solcher Regionen erfolgte in Bezug auf eine 
übergeordnete Raumeinheit, im Regelfall eines Staates, der die Exi- 

stenz oder Identität historisch-kulturell, politisch und/oder wirt- 

schaftlich zu bedrohen schien. Die Postulierung homogener Räume 
innerhalb eines Staates führte dazu, daß der in seiner politischen Ar- 
tikulation unterschiedlich konzipierte Regionalismus zu einem Stör- 
element wurde und in direkte Konkurrenz zu antagonistisch konzi- 
pierten Staats- und Gesellschaftssystemen trat. 
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Zentraler Ausgangspunkt ist dabei die Idee der Homogenitàt; die 
sogenannten alten Regionalisten stellen die Bevölkerung des ent- 
sprechenden Territoriums als homogen dar. Betont wird die ethnisch- 
kulturelle Homogenität der Bevölkerung, oder zumindest ihre kul- 
turelle-mentalitätsmäßige Ähnlichkeit bis hin zur gemeinsamen 
Betroffenheit durch negative Einwirkungen von außen. Davon aus- 
gehend wird die Gleichartigkeit der Interessen der Betroffenen gegen- 
über anderen Regionen oder dem übergeordneten System behauptet. 

Um diese präsumptive Homogenität argumentativ und/oder emo- 

tional zu verstärken, wird sie mit dem Begriff Gemeinschaft gekop- 
pelt, der als Gegensatz zum Begriff Gesellschaft gesetzt wird. Unter 
Gesellschaft versteht dieser Ansatz ein säkularisiertes, pluralistisches, 

politisches System. Demgegenüber ist Gemeinschaft eine vormoder- 

ne Kategorie, die auf familialen und tribalistischen Strukturen be- 
ruht, wobei vom einheitlichen ethnischen Fundament gemeinsame 

Interessen abgeleitet werden. Gemeinschaft wird in diesem Zusam- 

menhang als absolute Kategorie geführt, die alle anderen sozialen, 
kulturellen, politischen und wirtschaftlichen Bruchlinien überlagert. 
Die Kategorien der Zugehörigkeit zur Gemeinschaft sind Ausdruck 

einer augenscheinlich nunmehr demokratisch legitimierten „Volks- 

gemeinschaft“. Von dieser Volksgemeinschaft sind nicht nur die „an- 

deren“ ausgeschlossen, sondern auch jene Bürger und Bürgerinnen, 

die die internen Regeln durchbrechen. 

Dieser Ideologie liegt der ethnische Förderalismus zugrunde, eine 
Mischung aus Regionalismus und Nationalismus. Einer ihrer Vor- 

denker war der französische Theoretiker Guy Heraud, der (bei aller 

Distanzierung von rassistischen Theorien) an der klassischen Eintei- 

lung der Europäer in Rassen nach alpinen, mediterranen, dinarischen, 

osteuropoiden und nordischen Merkmalen festhielt, auch wenn er 

ihr keine hierarchische Wertigkeit zuwies. 

Héraud ging bei der Darlegung der Theorie des ethnischen 
Föderalismus von der Annahme aus, daß die Einbindung von auf un- 
terschiedlichen Volkscharakteren fußenden „Volkstümer“ in einen 

Nationalstaat für soziale Spannungen und ständige politische Kon- 

flikte sorge. Herauds schloß daraus, daß staatsbürgerliche Gemein- 
schaften nur dann stabil, gesund und harmonisch sind, wenn sie in 

erster Linie auf einer tiefgreifenden Ähnlichkeit der Charaktere be- 
ruhen. 
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Die politische Konsequenz seiner Analyse war die Forderung nach 

dem „Europa der Völker“. Europa sollte durch die Schaffung von eth- 

nisch homogenen und autonomen territorialen Einheiten politsch 

stabilisiert werden. Wo mehrere Sprachgruppen ein gemeinsames Ter- 
ritorium bewohnten, sollten sie so weit als möglich entflochten wer- 
den. 

Verena Stolcke spricht in diesem Zusammenhang von „kulturel- 

lem Fundamentalismus“, der von der Annahme ausgeht, daß ver- 
schiedene Kulturen nicht zusammenpassen, den dynamischen, verän- 

derlichen und duchlässigen Charakter von Kulturen leugnet und die 
Homogenität kultureller Identität unterstreicht. 

Die 1977 gegründete Europa-Union-Tirol machte sich Herauds 
Thesen zu eigen und verschrieb sich dem ethnischen Föderalismus. 
Eben diese Europa-Union-Tirol führte den Begriff „Europa-Region- 
Tirol“ in die politische Diskussion ein. 

In ihren Schriften forderte die Europa-Union-Tirol den Zusam- 
menschluß Europas auf föderalistischer Grundlage unter Anwendung 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker und Volksgruppen und un- 
ter Wahrung der unveräußerlichen Menschenrechte. Die Europa- 
Union-Tirol wollte sich für ein vereintes Europa einsetzen, in dem 

die sprachliche, kulturelle und geschichtlich gewachsene Eigenart der 
europäischen Völker respektiert würde. Im ethnischen Föderalismus 
sah sie ein geeignetes Modell für die Lösung der europäischen Volks- 
gruppenfragen. Auf dieser ideologischen Grundlage forderte sie eine 
europäische Ordnung, in der „Bevölkerungen mit gleicher Sprache 

und Lebensart in den politischen Gebilden jeweils zusammengefaßt 
werden“. Das ethnische Abgrenzungskriterium, so die Organisation, 

die sich stark an die FUEV (Föderalistische Union Europäischer 

Volksgruppen) anlehnte, würde am ehesten in Verbindung mit dem 
Prinzip der Volksabstimmung die Unterdrückungsmöglichkeiten 
durch stärkere Völker verhindern können. So ein Modell würde die 
ethnischen Überfremdungsgefahren und die Konfliktherde beseiti- 
gen, den Frieden stärken und die ständigen ethnischen Reibungen 
und einen durch Zweisprachigkeit erhöhten Verwaltungsaufwand eli- 
minieren, schließlich die Gewähr für die Entwicklungsmöglichkei- 
ten der jeweiligen Volksgruppe sein. 

Die Europa-Union-Tirol brachte die „Europa-Region-Tirol” un- 

ter ethnoregionalen Vorzeichen erstmals 1985 in die Debatte ein, 
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nachdem sie bereits 1979 ein Projekt zur „europäischen Lösung für 
Südtirol” entwickelt hatte. Die beiden Autoren Fried Esterbauer und 
Eduard Stoll wiesen darauf hin, daß die Jura-Frage und die erfolgte 

Abtrennung des Jura vom Kanton Bern in der bereits föderativ struk- 
turierten Schweiz mittels Volksabstimmung das beste Beispiel für die 
Norwendigkeit der (ethnischen) Selbstbestimmung sei. Im Mittel- 

punkt des entwickelten Modells stand die Selbstbestimmung Süd- 
tirols und die Wiedervereinigung Tirols. Da im Sinne eines ethni- 
schen Föderalismus gemischtsprachige regionale Einheiten möglichst 
beseitigt werden sollten, um Reibungen und Konflikte von vornhe- 
rein auszuschalten, schlugen die beiden Autoren eine „Entflechtung 
der ethnischen Interessenslage“ vor. Da etwa 90 % der Italiener in 
Südtirol in den beiden benachbarten Städten Bozen und Leifers leben, 
sollten diese nach einer freiwilligen Option in einer territorialen En- 

klave, in einer Art „transnationalen Grenzregion” zusammenge- 
schlossen werden. Kritiker sprachen damals in Anlehnung an Süd- 
afrika von der Bildung von „Homelands für Italiener“. 

Letztlich zielte dieses Projekt einer „Europa-Region-Tirol“ auf ei- 
ne Wiedervereinigung der beiden seit dem Ende des Ersten Welt- 
krieges (1918) getrennten Landesteile Nord- und Südtirol durch 

Selbstbestimmung ab. Die Erweiterung des geographischen Begriffs 
Tirol auf „Europaregion Tirol“ kam aber nicht nur einem kosme- 
tischen Eingriff gleich, sondern bedeutete auch eine inhaltliche Neu- 

orientierung. Das historische, mehrsprachige Tirol sollte im Sinne des 
ethnischen Föderalismus ethnisch homogenisiert werden. 

Vor den politischen Folgen solcher tribalen Vorstellungen eines 
homogenen politischen Gemeinwesens warnten später Ralf Dahren- 

dorf und Eric Hobsbawm: Charakteristisch für homogene National- 
staaten (oder Regionen) sei ein hoher Grad an Aggressivität gegenüber 
Minderheiten und Nachbarn, während der heterogene Nationalstaat 

(oder die Region) grundsätzlich herausgefordert sei, „gleiche Rechte 
für Ungleiche” zu ermöglichen. 

Die Debatte der Ethnoföderalisten um das „Selbstbestimmungs- 
recht des Volkes Südtirol“ (Hector Gros Espiell, Otto Kimminich) 

und um das „Verfassungsmodell für einen europäischen Freistaat Süd- 
Tirol“ (Felix Ermacora) vollzog sich parallel zur Debatte um den Ab- 
schluß des Südtirol-Pakets (der 1992 erfolgte) über die gesamten 

achtziger Jahre und fand in Teilen der politischen Eliten in Nord- und 
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Südtirol, insbesondere im nationalen Lager, zahlreiche Anhänger. 

Den Höhepunkt erlebte diese Bewegung im Jahr 1984 anläßlich der 
175-Jahrfeiern im Gedenken an den Aufstand von 1809 unter Füh- 

rung des Tiroler Nationalhelden Andreas Hofer gegen Franzosen und 
Bayern, als die Forderung nach Selbstbestimmung durch zahlreiche 
symbolische Akte und durch Aussagen hoher politischer Exponen- 
ten, unter anderem vom Tiroler Landeshauptmann Eduard Wall- 
nöfer, internationale Reaktionen hervorriefen. Zahlreiche in Südtirol 

durchgeführte Terroranschläge durch die Gruppe „Ein Tirol” beglei- 

teten diese Debatte über die Errichtung eines (Süd) Tiroler Freistaa- 
tes, der sich im Kleide einer „Europa-Region-Tirol“ präsentierte, und 

schaffte ein neues Klima der Spannungen unter den Sprachgruppen 

in Südtirol. 

2. Neuer Regionalismus und das Europa der Regionen 

Während sich die Vertreter eines ethnischen Regionalismus weiterhin 
mit Konzepten und Strategien zur Selbstbestimmung Südtirols, zur 
Südtiroler Eigenstaatlichkeit, zur Wiedervereinigung mit dem Bun- 
desland Tirol und folglich mit Österreich beschäftigten, ging der 
europäische Integrationsprozeß weiter. Zwar vertraten auch die 

Ethnoföderalisten die These, daß das Ziel einer geopolitischen 
Neuordnung Südtirols über die Verwirklichung des „Europa der Re- 
gionen“ zu verfolgen sei, aber der Perspektivenwechsel war nur zur 
Hälfte vollzogen worden. Allzu stark war der Ethnoföderalismus auf 
den Nationalstaat konzentriert, auf Gefechte mit dem staatlichen 
Zentrum, um die Steuerungskrise der Nationalstaaten in ihrem Kon- 

zept zu reflektieren. Zwar war die europäische Ordnung noch natio- 
nalstaatlich geprägt, doch verlor der Nationalstaat zunehmend seine 

privilegierte Stellung im policy making. Politik und Territorium waren 
schon längst nicht mehr deckungsgleich. Das Auseinanderfallen von 
politischer Entscheidungshochheit und territorialer Einheit war die Fol- 
ge globaler und kontinentaler, ökonomischer und politischer Umwäl- 
zungen, die sich in Europa in den achtziger Jahren mit dem 
Binnenmarkt und zu Beginn der neunziger Jahre mit dem Vertrag zur 
Europäischen Union manifestierten. Im Zuge dieser Entwicklung der 
EG/EU traten die Nationalstaaten Teile ihrer Souveränität an Brüs- 
sel ab. Mit der Einführung des Euro als gemeinsame Währung im 
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Jahr 2002 werden sie einen weiteren wesentlichen Schritt zur eu- 

ropäischen Integration setzten. Mit dem Erstarken der Europäischen 

Gemeinschaft änderte sich der politische Bezugsrahmen der regiona- 

len Bewegungen. Potentiale regionaler Autonomien werden nun ne- 
ben der Achse Zentrum/Peripherie zunehmend auf der Achse 
Europäische Union/Region ausgeschöpft, genauso wie der Regiona- 
lismus — laut Rolf Lindner — zunehmend zum Komplement der po- 
litischen und ökonomischen Neuordnung wird. 

Die Änderung der Machtverhältnisse durch die Verlagerung von 
Kompetenzen vom Nationalstaat zur EU-Zentrale hat ein Abklingen 
territorialer Abkoppelungsbewegungen zur Folge. Regionalismus hat 
eine neue Dimension und eine neue Qualität erhalten. Regionen gel- 
ten in der institutionellen Architektur der EU als dritte Ebene nach 
Nationalstaat und supranationaler Organisation. 

Das Unbehagen regionaler Akteure gegenüber vermeintlichen 
oder tatsächlichen Zentralisierungstendenzen innerhalb der EU hat 
1991 dazu geführt, daß im Vertrag von Maastricht auch der Begriff 
„Europa der Regionen“ Eingang gefunden hat. Die radikalste Aus- 

prägung dieses neuen politischen Konzepts sieht die Ersetzung der 

Nationalstaaten durch (Groß)Regionen oder Regionalstaaten in der 
EU vor. 

Der Perspektivenwechsel vom Nationalstaat zur supranationalen 

EU wurde auch in Süd- und Nordtirol mit Interesse verfolgt, wobei 
sich eine gewisse Gleichzeitigkeit des „alten“ und „neuen“ Regionalis- 

mus ergab. Die Vertreter des „alten“ und des „neuen“ Regionalismus 
hielten am selben politischen Ziel fest: Die Wiedervereinigung von Süd- 
tirol mit dem Bundesland Tirol. Dieses Ziel bildete die gemeinsame 
Plattform eines Großteils der in dieser Frage stark engagierten politi- 

schen Kräfte, wenn auch unterschiedliche Strategien zu dessen 
Verwirklichung verfolgt wurden. 

Einen neuen Höhepunkt erlebte die Debatte rund um die Wie- 
dervereinigung Tirols mit dem Fall der Berliner Mauer (1989) und dem 
Ende des Ost-West-Konflikts. Insbesondere der nationale Flügel der 
SVP forderte die Partei öffentlich auf, einen „slowenischen Weg“ in 

die Unabhängigkeit einzuschlagen. Dazu diente auch die große Bren- 
nerkundgebung im Frühjahr 1991, die von den beiden Landesju- 

gendorganisationen der SVP und der ÖVP veranstaltet wurde. Doch 
vor einem „direkten“ Weg zur Wiedervereinigung schreckten die po- 
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litischen Eliten in Nord- und Südtirol zurück. Sowohl Österreich als 
auch Italien bremsten solche Initiativen mit Entschiedenheit ein, und 
auch auf europäischer Ebene fanden sich keine Bündnispartner. Auf- 
grund der geringen Konsensfähigkeit bei den politischen Entschei- 
dungsträgern wurde ein „sanfter“ Weg eingeschlagen. 

1992 wurde der bei der UNO seit 1960 anhängende Streifall zwi- 
schen Italien und Österreich wegen des Problems Südtirol beendet. 
In diese Nachpaketära fallen auch die verstärkten politischen und 
ideologischen Aktivitäten zur Errichtung einer Europaregion Tirol. 

Die SVP bediente sich dieses Konzepts, um das mit dem Paketab- 
schluß bestehende politische Vakuum auszufüllen. Jahrzehntelang 
fungierte der Einsatz um die Autonomie Südtirols und um den Paket- 
abschluß als ethnischer Kitr und als politischer Kohäsionsfaktor in 

der SVP. Diese Funktion sollte nun die Vision einer Europaregion 
erfüllen. Für die Tiroler ÖVP bedeutete ein solches Projekt die Be- 

tonung der Selbständigkeit Tirols und eine Abkoppelung von der 
Bundespartei, die sich in einer tiefen Krise befand. Dadurch wurden 
alte Anti-Wien-Ressentiments wachgerufen, die funktional eingesetzt 
werden konnten. Doch unabhängig von der tagespolitischen Funk- 
tionalität eines solchen Projekts blieb die Wiedervereinigung Tirols 
im Hintergrund nach wie vor präsent. 

Schon im April 1989 hatte der SVP-Fraktionssprecher im Süd- 
tiroler Landtag, Hubert Frasnelli, die Idee einer „Europäischen 

Region Trentino-Südtirol“ lanciert, die er 1991 im Sinne einer drei- 
sprachigen „Europäischen Region Tirol/Tirolo/Trentino“ erweiterte. 
Frasnelli wollte eine solche Region im Kontext eines Europa der Re- 
gionen verstanden wissen. 

Es war dann vor allem der Tiroler Landeshauptmann Alois Partl, 

der die „Europaregion Tirol“ wieder verstärkt in die politische De- 

batte einbrachte. Zu Beginn dieser Diskussion war die Bedeutung 
und die Tragweite dieses Begriffs noch völlig unklar: Anfänglich fie- 
len darunter nur die beiden Landesteile Nord- und Südtirol, erst spä- 

ter wurde auch das Trentino miteinbezogen. 

Im September 1992 forderten der Südtiroler und der Nordtiroler 

Landtag in gemeinsamer Sitzung ihre Landesregierungen auf, einen 
„Runden Tisch“ einzuberufen, der das Konzept einer „Europaregion 

Tirol“ vertiefen und weiterentwickeln sollte. Am Runden Tisch nah- 
men PolitikerInnen und Fachleute aus Tirol und Südtirol teil, erst 
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später (1993) auch aus dem Trentino. Die Italiener Südtirols waren 

dabei stark unterrepräsentiert. 
Der formale Startschuß zur Konzeption und Schaffung einer 

Europaregion Tirol fiel am 2. Juni 1993 bei der Sitzung des „Vierer- 

landtages“ in Innsbruck, der die einzelnen Landesregierungen auffor- 
derte, eine „auf die konkrete verfassungs- und kompetenzrechtliche Lage 
der Länder Südtirol, Tirol und Trentino zugeschnittene sowie die zwi- 
schen Österreich und Italien bestehenden völkerrechtlichen Verträ- 
ge, insbesondere den Pariser Vertrag und die Madrider Konvention 
berücksichtigende Modellvereinbarung zur Schaffung einer euro- 
päischen Region auszuarbeiten und Möglichkeiten zur Mitwirkung Vor- 
arlbergs vorzusehen.“ Dies bedeutete die Aufforderung an die Politik, 
ein Modellstatut für die zukünftige Europaregion Tirol zu schaffen. 
(Vorarlberg zog sich aus diesem Projekt sehr bald zurück und nimmt 
seit damals einen Beobachterstatus ein). 

Die Ziele der Politik waren dabei sehr allgemein gehalten: Die 
Europaregion sollte im Rahmen eines eigenen startutarischen Modells 

eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit garantieren und damit 
für die Bewohner der drei Landesteile den größtmöglichen Vorteil er- 
zielen. 

Dabei sollte sich die Ausarbeitung des Modellstatuts an drei Kon- 
struktionshypothesen orientieren: Die erste sah in Anlehnung an die 

Arge Alp lediglich eine koordinierende Zusammenarbeit ohne recht- 
liche Bindungen und ohne institutionelle Ausgestaltung vor. Als zwei- 
te Hypothese zog man den Abschluß von privatrechtlichen Verträgen 

zwischen den einzelnen Ländern Tirol, Südtirol und dem Trentino îm 

Betracht. Die dritte Lösung schließlich sah die Schaffung von ge- 
meinsamen Institutionen über einen Vertrag zwischen Österreich und 
Italien vor. Eine weitere, rechtlich schwieriger durchzusetzende Va- 
riante erwägte einen völkerrechtlichen Vertrag zwischen den Ländern 
Südtirol, Tirol und Trentino. 

3. Transnationale Kooperation zwischen Institutionalisten und 

kulturellen Pragmatikern 

In der Debatte um die Europaregion Tirol blieb die Überwindung 
der Staatsgrenze zwischen Süd- und Nordtirol das zentrale Anliegen. 
Exponenten der SVP (Franz Pahl) und der ÖVP (Andreas Khol) spra- 
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chen sich im politischen Bereich für diese Richtung aus. Wissen- 

schaftler entwickelten eine Reihe von Modellen und führten unter- 
schiedliche Begriffe in die Debatte ein: eine „Vollautonomie” zwi- 

schen den beiden Ländern Süd- und Nordtirol etwa, oder ein neues 
„Bundesland Tirol“, das Bozen und Innsbruck umfassen sollte. In der 
ersten Diskussionsphase blieb das Trentino vom Projekt Europaregion 

ausgeschlossen. Von Exponenten Nord- und Südtirols wurde immer 
wieder darauf hingewiesen, daß die Einbeziehung des Trentino das 
Primärziel einer Europaregion Tirol, die beiden 1918 getrennten Lan- 

desteile näher zusammenzurücken, nicht schmälern würde. 
Insbesondere in der ersten Phase, als solche Modelle im Sinne des 

„neuen, Regionalismus erstellt wurden, schwammen noch Vorstel- 

lungen des „alten“ Regionalismus mit. Der „alte“ Regionalismus sah 

die Überwindung der Staatsgrenzen nicht primär im Kontext der 
europäischen Integration, sondern war mit einem „kulturellen“ Fun- 
damentalismus gekoppelt, der sich mit den Vorstellungen der Ethno- 

föderalisten noch weitgehend deckte. Das Konzept einer Europaregion 
Tirol wurde in erster Linie als Modell zur „nationalen Befreiung“ 
angesehen. Fragen der Demokratie und des friedlichen Zusammen- 
lebens, der sprachgruppenübergreifenden Zusammenarbeit in Rich- 
tung Multikulturalität waren kein Thema. Vielmehr orientierten sich 
diese Theoretiker der institutionalisierten Europaregion eher am Kon- 

zept der Gemeinschaft im Gegensatz zum Modell der Gesellschaft. 
Exponenten dieser Schule schlossen das Trentino von der Europa- 

region entweder ganz aus, oder meldeten große Vorbehalte an. 
Da eine offene Wiedervereinigung nicht durchzusetzen schien, soll- 

te eine „sanfte Wiedervereinigung“ Tirols über die Konstruktion einer 
grenzüberschreitenden Euroregion verwirklicht werden, ein Modell, 
das in anderen Ländern der EU bereits existierte. Dieses Modell sieht 
die Zusammenarbeit auf interregionaler Ebene sowohl an den Bin- 
nen- als auch an den Außengrenzen der EU vor, und zwar sowohl 
bilateral als auch multilateral. Solche grenzüberschreitende Koopera- 
tionen sollten einen Beitrag zur Lösung wirtschaftlicher Probleme von 
Grenzregionen leisten. Außerdem sollten alte Kultur- und Wirtschafts- 
räume wieder näher zusammenrücken. Regionen, die solche Projekte 
entwickelten, setzten die Überwindung staatlicher Grenzen als wich- 
tiges Ziel, um auf sozialer, ökonomischer, ökologischer, infrastruktu- 
reller und kultureller Ebene besser zusammenarbeiten zu können. 
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Eine Vorreiterrolle spielten dabei die Gebiete entlang der deutsch- 
niederländisch-belgischen Grenze, wo fünf Regionen seit 1958 eine 
intensive grenzüberschreitende Kooperation pflegen. 

Im Gegensatz zu den informellen Modellen einer grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit zielten die Institutionalisten auf die 
Verabschiedung einer eigenen Verfassung ab, wodurch ein eigener 
Regionalstaat geschaffen werden sollte. 

Um die Bedenken gegenüber einer ethnonationalen Konstruktion 
zu beseitigen, sollte in einem solchen Regionalstaat nicht nur Nord- 
und Südtirol, sondern auch das Trentino miteinbezogen werden. Die- 
ses Konzept nahm sich vor, durch die Schaffung eines Regionalstaa- 
tes eine maximale Autonomie vom Zentralstaat zu sichern. Zum 
anderen sollte die Europäische Union die mit hohen Kosten verbun- 

denen Politikbereiche wie die Währungspolitik, die gemeinsame 
Außen- und Sicherheits- sowie die Justiz- und Innenpolitik (u.a.) 
übernehmen. 

Im Zuge dieser Institutionalisierungs-Debatte schalteten sich ver- 
stärkt jene politischen Akteure ein (Grüne, linke Demokraten, Teile 

der Zivilgesellschaft), die nicht dem Konzept der formalisierten „Ge- 
meinschaft“, sondern der informellen „Gesellschaft“ den Vorzug ga- 
ben. Insbesondere wurde beim Modell der Institutionalisierung auf die 
Gefahr eines Grenzrevisionimus hingewiesen. Als abschreckende Bei- 
spiele wurden die grenzüberschreitenden Europaregionen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, Polen und Tschechien genannt, die 
als ethnoregionale Konzepte das Eindringen Deutschlands in ehe- 
malige, 1945 verlorene deutsche Gebiete ermöglichen sollten. Mit 
einem solchen Modell zwischen Nord- und Südtirol hatten rechts- 
konservative Theoretiker auch offen sympathisiert (u. a. Mölzer, Hat- 
zenbichler, Warschinger). 

Den ethnozentristischen Vorstellungen wurde von all jenen, die 
sich der nationalen, nationalistischen und völkischen Logik wider- 
setzten, eine mehrsprachige und interethnische Europaregion ge- 
genübergestellt. Demnach werden grenzüberschreitende Regionen 
ausschließlich auf der Grundlage der EU-Integrationspolitik reflektiert 
und werden an ihrer Kapazität gemessen, den Nationalismus zu über- 
winden. Von diesen „kulturellen Pragmatikern“ wird einer Europaregion 
nur dann eine reelle Chance eingeräumt, wenn diese von jedem Ver- 
dacht ethnonationaler Politik frei ist, zumal hinter dem Begriff einer 
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Europaregion Tirol noch allzustark ein ideologisches Konstrukt zu 
finden ist und weniger die grenziiberschreitende, konkret-pragmati- 
sche Zusammenarbeit der Zivilgesellschaft der einzelnen Länder. Und 
als es den Institutionalisten im Mai 1996 nicht gelang, eine Euregio- 
Verfassung zu verabschieden, überließen sie immer mehr den Prag- 
matikern das Feld. 

1996 hätten nämlich bei der gemeinsamen Landtagssitzung von 
Nordtirol, Südtirol und dem Trentino in Riva del Garda die Vertre- 
ter der drei Länder und Provinzen das Statut, also die neue Landes- 
verfassung verabschieden sollen. Verfassungsrechtliche Bedenken der 
beiden Regierungen in Rom und in Wien ließen es aber nicht oppor- 
tun erscheinen, die Europaregion als öffentliche Körperschaft mit ei- 
gener Rechtspersönlichkeit aus der Taufe zu heben. 

Nach dem Scheitern einer Institutionalisierung der Europaregion 

Tirol verabschiedeten die Landesregierungen von Trient und Tirol 
sowie der Landtag von Südtirol 1998 die „Vereinbarung über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen einer Europare- 
gion zwischen der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol, der Autono- 
men Provinz Trient und dem Land Tirol“. Diese Vereinbarung stützt 
sich auf das Rahmenabkommen zwischen der Republik Österreich 
und der Republik Italien über die grenzüberschreitende Zusammen- 
arbeit von Gebietskörperschaften, das 1993 in Wien unterzeichnet 
wurde. Sie erfolgte einige Tage vor dem Inkraftreten des Abkommens 
von Schengen am 1. April 1998 über den freien Personenverkehr in- 
nerhalb von 13 EU-Ländern. 

Im Vertragstext heißt es unter anderem: „Die Parteien der vorlie- 
genden Vereinbarung fördern und verwirklichen Initiativen der 
grenzüberschreitenden und interregionalen Zusammenarbeit, auch 
im Rahmen von EU-Programmen. Hiezu schaffen sie rechtliche und 
operative Organisationsformen, die geeignet sind, in verbindlicher 
Weise eine wirksame, zweckmäßige, rasche und wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit sicherzustellen.“ In Zukunft sollen in Bereichen von 
gemeinsamen Interesse Informationsaustausch, Konsultationen und 
Beschlüsse erfolgen. 

Diese Formulierung weist auf den neuen, eher pragmatischen 
Charakter der Europaregion Tirol hin. Eine politische Wende, die ne- 
ben den politischen Rahmenbedingungen auf europäischer Ebene auf 
die Haltung der Zivilgesellschaft zurückgeht. In einer 1996 durch- 
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geführten repräsentativen Umfrage im Bundesland Tirol und in den 
beiden Provinzen Bozen und Trient wird nämlich deutlich, daß weder 
die Südtiroler (11,1 %) noch die Nordtiroler Bevölkerung, wenn 

auch bedeutend schwächer (45,4 %) bei diesem Projekt an eine ver- 

steckte Wiedervereinigung der beiden Landesteile denkt. 
Grundsätzlich stößt eine potentielle Zusammenarbeit zwischen 

den drei Ländern in der Bevölkerung auf eine breite, pragmatisch de- 
terminierte Zustimmung. Derailliert betrachtet, sind die Umfrageer- 
gebnisse relativ heterogen. Es gibt zwar emotionale Bindungen 
zwischen der Bevölkerung der drei Länder, doch unterscheiden sich 
diese wenig von den Beziehungen zu anderen Nachbarländern. Es 
wäre somit nicht unbedingt zwingend, gerade diese drei Länder zu 
einer neuen Einheit zusammenzuschließen. 

Auch die Sympathien gegenüber der Europaregion sind nicht 
einheitlich: Im Bundesland Tirol wird dem Projekt überwiegend mit 
Zustimmung begegnet; im Irentino wird es sogar von einer relativen 
Mehrheit abgelehnt (viele Irentiner äußern sich überhaupt nicht da- 
zu); Südtirol liegt dazwischen, wobei eine überwiegend positive Ein- 
stellung der deutschsprachigen Bevölkerung einer relativ skeptischen 
Haltung der italienischsprachigen Südtiroler gegenübersteht. 

Das Sympathiegefühl korreliert mit dem Informationsstand. Die- 
ser ist in Tirol am höchsten, im Trentino am niedrigsten. Mangeln- 
des Wissen und ablehnende Haltung gegenüber der Europaregion 
stehen in einem direkten Verhältnis: Je weniger jemand informiert 
ist, umso deutlicher seine Ablehunung einer Europaregion Tirol. 

Seit 1996 ist es rund um das Projekt „Europaregion Tirol“ eher 
still geworden. Auch wenn die drei Länder 1998 das Einverneh- 
mungsprotokoll verabschiedet haben, hat es seitdem keine qualitativ 
neuen Schritte zur Weiterentwicklung gegeben. In der Provinz Trient 
steckt die treibende Kraft eines solches Projekts, der Partito Autono- 
mista Trentino Tirolese, in einer tiefen Krise: Er hat stark an Wähler- 
konsens verloren und mußte die Regierungs- mit der Oppositions- 
bank eintauschen. Auf der Agenda der SVP und der ÖVB treibende 
Kräfte in den beiden anderen Ländern, stehen Probleme, die die 
Europaregion in die zweite Reihe gerückt haben. 

Nur von Zeit zu Zeit taucht der Begriff „Europaregion“ auf, wenn 
einige kleinere Projekte grenzüberschreitend initiiert werden. Zwi- 

schen dem Südtiroler Pustertal und Osttirol fand 1999/2000 unter der 
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Bezeichnung „Europaregion 2000 ein Ideenwettbewerb zur besse- 
ren Zusammenarbeit der beiden Landesteile statt. Anläßlich der Welt- 
ausstellung in Hannover ab Frühjahr 2000 präsentieren sich die drei 
Länder Tirol, Südtirol und Trentino gemeinsam. Mitte 2000 soll ein 
„Alpenmanifest“ verabschiedet werden, mit dem die wirtschaftliche und 

soziale Zukunft des Alpenraums gegenüber gesamtstaatlichen und 
EU-Positionen verteidigt werden soll. Im Jahre 2002 werden die 

Bäcker aus den drei Ländern bei der größten Fachmesse in Stuttgart 
gemeinsam auftreten. 

Für die Interessensvertretung gegenüber der EU wird von Tirol, Süd- 
tirol und dem Trentino seit Jahren ein eigenes Büro in Brüssel geführt. 
Gegenüber diesem Büro der Europaregion Tirol wurden in Zeiten, 
als die Institutionalsiten den Ton angaben, besonders von italieni- 
scher Seite starke rechtliche Vorbehalte geäußert. Seitdem sich das 
Ziel einer „sanften“ Wiedervereinigung immer weiter entfernt hat, 

hat sich auch in dieser Hinsicht eine pragmatische Sichtweise durch- 
gesetzt. Noch im Jahr 2000 soll in Bozen ein neues Sekretariat für das 
„Etsch-Inn-System“ eingerichtet werden, das die verschiedenen Ini- 

tiativen koordinieren soll. 

Der Begriff „Europaregion Tirol“ kursiert heute eher im Diskurs 
politischer Eliten, als in der Öffentlichkeit. Allerdings sind derzeit die 
wirtschaftlichen und politischen Interessen der drei Teile der Euro- 

paregion zu unterschiedlich, ist die Stimmungslage zwischen der 
deutsch- und italienischsprachigen Bevölkerung zu verschieden, um 
sich als wirtschaftliche und politische Einheit zu präsentieren. Trotz- 
dem könnten andere politische Rahmenbedingungen das Projekt wie- 
der reaktivieren, ist ein Rückgriff auf deren Inhalte, ein durch die 
Politik instrumencalisierter, somit ideologischer Einsatz vorstellbar. 

Dadurch wird deutlich, daß die „Europaregion Tirol“ bislang ei- 
ne Kopfgeburt geblieben ist, eine politische Konstruktion, ein Dis- 

kurs, dessen Inhalt sich in den letzten 30 Jahren immer wieder 

gewandelt hat. Ein Diskurs, der als Musterbeispiel für die These gel- 
ten kann, daß Regionen keine naturhaft gewachsenen, geographi- 
schen Gebilde sind, sondern Konstruktionen sozialer Akteure. 
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